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Das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

Das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (VN-BRK) ist das erste internationale 
rechtsverbindliche Instrument zur Festlegung von Mindeststandards für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen und die erste Menschenrechtskonvention, der die EU beigetreten ist. Es trat am 22. Januar 2011 
in Kraft. 

Wie nach dem zum Übereinkommen gehörenden Berichterstattungsmechanismus vorgesehen, hat die EU 
2014 einen ersten Bericht über die Umsetzung der VN-BRK eingereicht. Der Ausschuss für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen hat darauf eine Liste von Problemen ausgegeben, auf die die EU im Juni 2015 
geantwortet hat. Am Ende seiner Prüfung hat sich der VN-Ausschuss besorgt erklärt und in seinen 
abschließenden Bemerkungen2 Empfehlungen gegeben. 

Die Europäische Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2010–2020 

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache:  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/700321/IPOL_STU(2021)700321_EN.pdf 
2 Abschließende Bemerkungen zum ersten Bericht der Europäischen Union:   

https://documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/G15/226/55/PDF/G1522655.pdf?OpenElement 

ABRISS 

In dieser Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
des Europäischen Parlaments auf Ersuchen des Petitionsausschusses in Auftrag gegeben wurde, 
wird im Hinblick auf den nächsten Überwachungs- und Meldezyklus untersucht, in welchem 
Umfang die abschließenden Bemerkungen des Ausschusses für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen von 2015 durch die EU umgesetzt wurden. Es wird aufgezeigt, dass die EU einige 
Empfehlungen in ihren Strategien zugunsten von Menschen mit Behinderungen sowie in ihrem 
gesetzgeberischen und politischen Handeln berücksichtigt hat, dass aber weiterhin bedeutende 
Lücken bestehen, insbesondere in den Bereichen, in denen die EU nur über eine begrenzte 
Zuständigkeit verfügt oder in denen es an politischer Unterstützung fehlt.  

 

https://www.un.org/development/desa/disabilities/convention-on-the-rights-of-persons-with-disabilities.html
https://documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/G14/232/64/PDF/G1423264.pdf?OpenElement
https://documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/G15/098/84/PDF/G1509884.pdf?OpenElement
https://documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/G15/151/57/PDF/G1515157.pdf?OpenElement
https://documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/G15/226/55/PDF/G1522655.pdf?OpenElement
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/700321/IPOL_STU(2021)700321_EN.pdf
https://documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/G15/226/55/PDF/G1522655.pdf?OpenElement


IPOL | Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten  
 

   2 

Die Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2010–2020 war von der EU als Umsetzungsplan für 
die VN-BRK vorgesehen. Aus den abschließenden Bemerkungen ging jedoch deutlich hervor, dass bei der 
Umsetzung der VN-BRK durch die EU erhebliche Lücken bestanden. Für Bereiche, in denen die EU nur über 
eine begrenzte Zuständigkeit verfügt oder in denen kein politischer Konsens bestand, waren in der Strategie 
zugunsten von Menschen mit Behinderungen keine ausreichenden Maßnahmen oder Vorschläge enthalten. 
Zudem wurden in der Strategie nicht alle in dem Übereinkommen enthaltenen Artikel und Rechte 
berücksichtigt. Unter anderem hat der VN-Ausschuss empfohlen, die Strategie zugunsten von Menschen mit 
Behinderungen 2010–2020 zu aktualisieren und die erwähnten Lücken zu schließen. Diese Empfehlungen 
wurden von der EU jedoch nicht befolgt. Dementsprechend wurden keine Empfehlungen aus den 
abschließenden Bemerkungen in die Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen aufgenommen. 

Die Evaluierung der Europäischen Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen 

Bei der Evaluierung der Europäischen Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2010–20203 im 
Jahr 2020 wurde festgestellt, dass auf dem Gebiet der Barrierefreiheit große Fortschritte erzielt wurden und 
dass die EU effizient mit den Mitgliedstaaten zusammenarbeitet, um die Maßnahmen in den Bereichen 
Beschäftigung, Sozialschutz und Berufsbildung für Menschen mit Behinderungen zu verbessern. Bei der 
Datenerfassung und der Forschungsvergabe wurden Verbesserungen erreicht, wodurch ein Beitrag zur 
Sensibilisierung und zur Überwachung der Umsetzung geleistet wurde. 

Zwar wird in der Studie festgestellt, dass mit der Verwendung der EU-Mittel zum Prozess der 
Deinstitutionalisierung beigetragen wurde, jedoch gibt es auch Hinweise dafür, dass Mittel für die 
Renovierung von Einrichtungen verwendet wurden. Die Kommission scheint allerdings nicht willens oder in 
der Lage zu sein, missbräuchlich verwendete Mittel wiedereinzuziehen. Zudem entstand durch die 
unverhältnismäßig großen negativen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf Menschen mit 
Behinderungen, die in Einrichtungen leben, eine große Besorgnis, insbesondere aufgrund der höheren 
Sterberaten. 

Die Empfehlungen zur Ratifizierung des Fakultativprotokolls zur VN-BRK mit dem Ziel, es dem Ausschuss für 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen zu ermöglichen, Individualbeschwerden aufgrund von 
Verstößen gegen das Übereinkommen zu untersuchen, sowie zur Verabschiedung einer horizontalen 
Gleichbehandlungsrichtlinie, durch die Diskriminierung aufgrund einer Behinderung verboten wird, wurden 
von der Kommission und vom Parlament unterstützt, im Rat jedoch blockiert, sodass der Rechtsschutz von 
Menschen mit Behinderungen weiterhin lückenhaft ist. Darüber hinaus wurden nicht in allen 
Unionsorganen Anlaufstellen für Gleichstellungsfragen eingerichtet. 

Die Europäische Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2021–2030 

In der erneuerten Strategie für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 2021–2030 vom März 2021 
werden mehr der in den abschließenden Bemerkungen genannten Probleme berücksichtigt. Für die 
Bereiche Barrierefreiheit und Mobilität wurden neue Initiativen angekündigt, wie etwa die Einführung des 
europäischen Ressourcenzentrums „AccessibleEU“ und eines EU-Behindertenausweises. Im Bereich der 
Beschäftigung werden für die Mitgliedstaaten Zielvorgaben zur Verbesserung der Teilhabe am Arbeitsleben 
festgelegt. Es wurden neue Studien angekündigt, in denen neue Wege untersucht werden sollen, um unter 
anderem in den Bereichen Sozialschutz sowie Zugang zur Gesundheitsversorgung und zu Gerichten Lücken zu 
schließen. Darüber hinaus sollen in allen Unionsorganen Koordinatoren für das Thema Behinderungen 
benannt werden. 

Dennoch wurden verschiedene Probleme, die in den abschließenden Bemerkungen genannt wurden, in 
der neuen Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen noch nicht gelöst oder nicht 
berücksichtigt. Dazu gehört das umstrittene Thema der Verwendung von EU-Mitteln für die Renovierung von 
                                                             
3 Evaluierung der Europäischen Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2010–2020. Arbeitsunterlage der 

Kommissionsdienststellen, SWD(2020)0291. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52010DC0636
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/api/files/document/print/en/ip_21_810/IP_21_810_EN.pdf
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Einrichtungen durch die Mitgliedstaaten. Auf Diskriminierung beim Zugang zur Gesundheitsversorgung wird 
nicht mit konkreten Maßnahmen reagiert, gleichzeitig werden das Fakultativprotokoll und die 
Gleichbehandlungsrichtlinie nach wie vor im Rat blockiert. 

Durch den Beschluss, die Rechte von Menschen mit Behinderungen in der Strategie zugunsten von 
Menschen mit Behinderungen 2021–2030 in allen Politikbereichen durchgehend zu berücksichtigen, könnte 
der begrenzte Anwendungsbereich einiger Maßnahmen verschleiert werden.  Wenn für alle Politikbereiche ein 
allgemeines Ziel wie „Sicherstellung eines gleichberechtigten Zugangs zur Gesundheitsversorgung“ formuliert 
wird, ohne anzugeben, wie, durch wen, wo und auf welche Weise die Maßnahme umgesetzt werden soll, 
besteht die Gefahr, dass mit der Maßnahme keine konkreten Ergebnisse erreicht werden. 

Fazit 

Durch die Annahme und Umsetzung verbindlicher Rechtsvorschriften und begleitender weicher 
Instrumente wie Forschung und Finanzierung wurden merkliche Verbesserungen erzielt. In Bereichen, in 
denen die EU nur über eine begrenzte Zuständigkeit verfügt oder in denen der politische Wille zu 
Fortschritten fehlt, bestehen aber weiterhin nicht gelöste oder nicht berücksichtigte Probleme. Dies geht 
auch aus der in der Studie enthaltenen Evaluierung der Umsetzung der abschließenden Bemerkungen durch 
die EU hervor. Demnach wurden nur vier abschließende Bemerkungen vollständig umgesetzt, während 
16 teilweise umgesetzt und 22 nicht umgesetzt wurden (siehe Tabelle in Anhang 1 der Studie, in der die 
Inhalte zusammengefasst sind). 

Empfehlungen 

Um diese Situation zu beheben, die Umsetzung der VN-BRK zu verbessern und für die Verwirklichung der 
Rechte von Menschen mit Behinderungen in der EU zu sorgen, werden den Unionsorganen in der Studie 
folgende Empfehlungen gegeben:  

1. Priorisierung der Probleme nach Dringlichkeit: Die Unionsorgane sollten auf der Grundlage der in den 
abschließenden Bemerkungen genannten Probleme klare Prioritäten und Zeitrahmen festlegen und dabei die 
Dringlichkeit des Problems sowie die Zuständigkeiten der EU berücksichtigten. 

2. Überprüfung geltender Rechtsvorschriften: Die EU könnte die geltenden Rechtsvorschriften nicht nur mit 
dem Ziel ihrer Harmonisierung mit den Bestimmungen des Übereinkommens, sondern auch mit dem Ziel der 
Analyse der Ergebnisse überprüfen: Wird mit den geltenden Rechtsvorschriften und weichen 
Rechtsinstrumenten tatsächlich dazu beigetragen, die Grundrechte von Menschen mit Behinderungen in 
bestimmten Bereichen zu verwirklichen? 

3. Förderung neuer Rechtsvorschriften und Sicherstellung der ordnungsgemäßen Umsetzung durch die 
Mitgliedstaaten: Die EU sollte nach Möglichkeit neue Rechtsvorschriften fördern und außerdem für deren 
ordnungsgemäße Umsetzung durch die Mitgliedstaaten Sorge tragen. Die Unionsorgane sollten alle ihnen zur 
Verfügung stehenden Instrumente (wie etwa Vertragsverletzungsverfahren) nutzen, um die Befolgung 
sicherzustellen. 

4. Analyse zum Zweck der Schaffung politischer Unterstützung: Es ist wichtig, zu analysieren, worin genau 
die Gründe für fehlende Maßnahmen oder Ergebnisse bestehen, und zu untersuchen, wie diese ausgeräumt 
werden können, etwa durch Rechtsreformen, politischen Druck und Kampagnen oder rechtliche Maßnahmen 
usw. Dieses Wissen ist nützlich, um mehr politische Unterstützung zu schaffen und Strategien für einen 
effizienten Wandel aufzustellen. 

5. Vermeidung einer kosmetischen durchgängigen Berücksichtigung des Themas Behinderungen: Die 
durchgängige Berücksichtigung des Themas Behinderungen ist enorm wichtig, birgt aber auch die Gefahr, dass 
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sie nur „kosmetischer“ Art ist. Die Probleme sollten angemessen analysiert und politische Instrumente 
entworfen und detailliert ausgearbeitet werden, damit die Probleme im Zusammenhang mit Behinderungen 
in der Gesamtpolitik angemessen behandelt werden. 
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